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Sehr geehrte Frau Bundesrätin Sommaruga 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Änderung der VZAE sowie zur Totalrevision der VINTA 

Stellung nehmen zu können. Der Schweizerische Gewerkschaftsbund SGB begrüsst grundsätzlich 

die in den beiden Verordnungen beschriebenen Integrationsmassnahmen.  

Wir beziehen uns in unserer Stellungnahme unter anderem auf die Empfehlungen der Tripartiten 

Konferenz „TK-Integrationsdialog 2012 – 2017“ und dessen Empfehlungen vom 3. November 

2017 bezüglich dem Einbezug der Sozialpartner (Empfehlung A2). Der stringente Einbezug der 

Sozialpartner in der Entwicklung und Umsetzung der vorgelegten Massanahmen sichert einerseits 

eine adäquate Abstützung der Massnahmen durch diese und fördert dabei potenzielle Synergien. 

Die vorgeschlagenen pragmatischen Kontrollmechanismen der zuständigen paritätischen oder tri-

partiten Einrichtungen können auch das Risiko von Lohndumping minimieren. 

Wir bitten Sie, unsere Vorschläge zur Anpassung der Verordnung zu berücksichtigen. 

Änderungsvorschläge für die Verordnung über die Integration von Ausländerinnen und 
Ausländern (VIntA) 

Art. 4 Abs. 2 lit. i: anderen Bereichen und Institution, wie auch den Sozialpartnern, die für die In-

tegration von Ausländerinnen und Ausländer wichtig sind. 

Art. 5 Abs. 1: Das SEM und die kantonalen Ansprechstellen für Integrationsfragen unterstützen sich 

gegenseitig bei der Erfüllung ihrer Aufgaben. Sie führen einen regelmässigen Meinungs- und Erfah-

rungsaustausch durch. Dabei werden nach Möglichkeit die Sozialpartner einbezogen. 

Art. 6. Abs. 2: Bund und Kantone beziehen bei der Entwicklung und Umsetzung von Kriterien für 

die Qualitätssicherung die Regelstrukturen und Sozialpartner ein.  
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Vernehmlassungsantwort zur Änderung der Verordnung über Zulassung, Aufent-
halt und Erwerbstätigkeit und Totalrevision der Verordnung über die Integration 
von Ausländerinnen und Ausländern 



Art. 8 Abs. 1, lit. c: die Rechtsordnung und die Folgen bei Nichtbeachtung die Rechte und Pflichten 

in der Schweiz, sowie über die grundlegenden Normen und Regeln Werte der Verfassung, die im 

Interesse einer gleichberechtigten Teilhabe am gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und kulturellen Le-

ben zu beachten sind. 

Begründung: Normen und Regeln sind dehnbare Begriffe, es braucht deshalb eine Klärung. Der Be-
zug zur Verfassung verweist auf die Normen und Werte, die in der Schweiz Gültigkeit haben. 

Art. 8 Abs. 2: Sie planen die Erstinformation im Rahmen der kantonalen Integrationsprogramme; sie 

beziehen die Regelstrukturen, insbesondere die Gemeinden und Sozialpartner bei der Umsetzung der 

Erstinformation ein. 

Art. 9. 2: Die Meldepflicht gilt für Personen, die gestützt auf eine Abklärungen als arbeitsmarktfähig 

beurteilt werden. 

Art. 9 Abs. 3 lit. b: die Anzahl der Meldungen und die Anzahl der Vermittlungen nach Branchen. 

Art. 10 Abs. 2: Kommen sie dieser Verpflichtung ohne nachweislich entschuldbaren Grund nicht 

nach […]. 

Art. 12 Abs. 1: Der Bund zahlt den Kantonen pro vorläufig aufgenommene Person, pro anerkannten 

Flüchtling und pro schutzbedürftige Person mit Aufenthaltsbewilligung eine einmalige Integrations-

pauschale von 6'000 10‘000 Franken. 

Begründung: Die Integration ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Erhebungen habe gezeigt, 
dass für die Integrationsmassnahmen mit einer Fallpauschale von rund 20‘000 Franken gerechnet 
werden muss. Daher ist es angebracht, dass im Sinne einer ausgewogenen Lastenverteilung min. 50% 
der Aufwände durch Bundesmittel getragen werden. 

Art 14 Abs. 2: Das Departement kann weitere Zielgruppen festlegen. Es hört vorgängig die Kantone, 

Kommunalverbände und Sozialpartner an. 

Art. 19 Abs. 3: Die Programmvereinbarungen beinhalten insbesondere die strategischen Programm-

ziele Wirkungsziele, die Beitragsleistung des Bundes sowie die Massnahmen und mit den zugehöri-

gen Indikatoren für die Messung der Wirkung. Sie wird spätestens nach vier Jahren erneuert. 

Begründung: Im Sinne der Impact-Theorie sollte das Erreichen von Wirkung im Fokus einer solchen 
Vereinbarung stehen. Dazu gehört auch die Definition der strategischen Massnahmen und der zuge-
hörigen Indikatoren, um einen Wirkungsnachweis zu belegen. 

Art. 20 Abs. 2: […] Die Regelstrukturen beteiligen sich grundsätzlich zu mindestens gleichen Teilen 

mit einer angemessenen Eigenleistung an den Kosten. 

Begründung: Die Förderung von Innovationen ist im allgemeinen Interesse der schweizerischen In-
tegrationspolitik. Der SGB lehnt den Vorschlag einer starren Quote von 50% Eigenfinanzierung durch 
die Regelstrukturen, unter die auch die paritätischen Bildungseinrichtungen fallen, ab. Eine solche ist 
eine zu hohe Hürde für Innovationen. Stattdessen schlagen wir eine fallweise, den ökonomischen Ge-
gebenheiten angepasste finanzielle Partizipation vor. 

 



Änderungsvorschläge zur Verordnung über Zulassung Aufenthalt und Erwerbstä-
tigkeit (VZAE) 

Art 65 Abs. 2 lit. d: Die Erklärung des Arbeitgebers, dass er sich verpflichtet, die orts-, berufs- und 

branchenüblichen Lohn- und Arbeitsbedingungen sowie gegebenenfalls die besonderen Bedingun-

gen gemäss der Art der Tätigkeit einzuhalten. Dazu legt er eine Kopie des Arbeitsvertrages bei. Bei 

einer Unterstellung eines GAV, wird der entsprechende GAV benannt. 

Art. 65 Abs. 3: Bei selbstständiger Erwerbstätigkeit meldet die betroffene Person die Daten nach 

Absatz 2 Buchstaben a und c wie auch die Anmeldung bei der Sozialversicherung (AHV) und bestä-

tigt, dass sie die finanziellen und betrieblichen Voraussetzungen erfüllt. 

Art 83 Abs. 5: Sie prüft kann bei der Meldung einer Erwerbstätigkeit von vorläufig Aufgenommenen 

und anerkannten Flüchtlingen prüfen, ob die Lohn- und Arbeitsbedingungen eingehalten werden. Bei 

Anstellungen, die unter einen GAV fallen, übermittelt sie anderen Kontrollorganen, beispielsweise den 

tripartiten Kommissionen nach Art.360b des Obligationenrechtes oder den paritätischen Kommissio-

nen, die mit dem Vollzug des Gesamtarbeitsvertrages der betreffenden Branche beauftragt sind, eine 

Kopie des Meldeformulares.   

Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

Freundliche Grüsse 

SCHWEIZERISCHER GEWERKSCHAFTSBUND 

Paul Rechsteiner Regula Bühlmann 

Präsident Zentralsekretärin 

 


